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Doppelmeldungen konsequent abbauen 
Ein leistungsfähiges bankaufsichtliches Meldewesen ist auf verlässliche und 
aussagekräftige Informationen angewiesen. Diese sollten möglichst zielgerichtet erhoben 
werden; zugleich gilt es, bereits vorhandene Datenquellen konsequent zu nutzen. 
 
Die Einstellung des Millionenkreditmeldewesens folgt diesem Grundsatz. Der Aufsicht 
stehen Informationen über Kreditrisiken inzwischen unter anderem über AnaCredit und 
die Wertpapierstatistik zur Verfügung; hinzu kommen Erkenntnisse aus dem 
Großkreditmeldewesen. Vor diesem Hintergrund ist es folgerichtig, eine nationale 
Meldepflicht aufzugeben, wenn ihr zusätzlicher Erkenntnisgewinn den damit verbundenen 
Aufwand angesichts bereits vorhandener Datenquellen nicht mehr rechtfertigt. 
 
Dieser Grundsatz sollte aus Sicht des Kreditbankenverbandes auch die weitere 
Ausgestaltung des aufsichtsrechtlichen Meldewesens prägen. Wo Informationen bereits 
verfügbar sind oder unterschiedliche Anforderungen in weiten Teilen auf dieselben Daten 
zielen, sollte regelmäßig geprüft werden, ob parallele Meldepflichten weiterhin 
erforderlich sind. 
 
Die für eine wirksame Aufsicht erforderlichen Informationen sollten möglichst ohne 
redundante Erhebungen bereitgestellt werden. So lassen sich regulatorische Prozesse 
vereinfachen, ohne die Qualität der Aufsicht zu beeinträchtigen. 
 
Entlastungswirkung dauerhaft sichern 
Die Abschaffung des Millionenkreditmeldewesens entlastet die meldepflichtigen Institute. 
Dieser Entlastungseffekt sollte auch nach der Umstellung Bestand haben. 
 
Aus Sicht des Kreditbankenverbandes sollte deshalb vermieden werden, vermeintliche 
Datenlücken infolge des Wegfalls des Millionenkreditmeldewesens zum Anlass für neue 
nationale Erhebungen oder zusätzliche Informationsanforderungen zu nehmen, sofern die 
benötigten Informationen bereits aus bestehenden Datenquellen gewonnen werden 
können. Andernfalls droht die mit der Abschaffung erreichte Vereinfachung an anderer 
Stelle wieder verloren zu gehen. 
 
Bei der Bewertung regulatorischer Entlastungsmaßnahmen sollte daher nicht allein 
darauf abgestellt werden, ob einzelne Vorschriften oder Meldepflichten entfallen. 
Regulatorische Entlastung sollte daran gemessen werden, ob sie auch in der Praxis 
ankommt: Anforderungen müssen insgesamt einfacher werden und der administrative 
Aufwand für die Institute tatsächlich sinken. 
 
Vereinfachungen konsequent fortsetzen 
Die Einstellung des Millionenkreditmeldewesens kann auch über den konkreten 
Anwendungsfall hinaus als Beispiel für die Überprüfung bestehender regulatorischer 
Anforderungen dienen. Sie gibt Anlass, weitere Berichts- und Meldepflichten systematisch 






